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Das Arbeitsrecht der deutschen Kir-
chen bleibt ein Dauerproblem. 

Durch die jüngsten Urteile des Europä-
ischen Gerichtshofs (EuGH) und des 
Bundesarbeitsgerichts (bag) ist es noch 
mehr in die Defensive geraten. Die Kir-
chen möchten den Ist-Zustand konservie-
ren. Daher hat die Diakonie das Bundes-
verfassungsgericht angerufen, um das sie 
betreffende Urteil des EuGH mit Hilfe 
einer Verfassungsbeschwerde auszuhe-
beln.

Für den Ist-Zustand plädieren der 
Präsident der Diakonie Deutschland Ul-
rich Lilie und der Kirchenrechtler Micha-
el Germann. Sie widersprechen der Kri-
tik, die ich in zz 4/2019 am kirchlichen 
Arbeitsrecht geübt habe. Meinerseits 
kann ich freilich nicht erkennen, dass 
der EuGH mit den Urteilen, die er 2018 
zum deutschen kirchlichen Arbeitsrecht 
bekanntgab, zu weit gegangen wäre – im 
Gegenteil. Bei Licht betrachtet war der 
EuGH durchaus konziliant. So hatte das 
Bundesarbeitsgericht zusätzlich auch 
Zweifel daran, ob Caritas und Diakonie 
als privatrechtlich organisierte und pri-
vatwirtschaftlich agierende Unterneh-
men korrekterweise überhaupt unter das 
Selbstverwaltungsrecht der „Kirchen“ 
einzuordnen seien. Der EuGH hält dies 
für hinnehmbar. Zugleich bestätigte er, 
dass die Kirchen ihr Organisationsethos 
sichern dürfen. Einen Tendenzschutz 
hat er für sie nicht verneint. Er hat nur 

einige völlig überschießende Momente 
des kirchlichen Arbeitsrechts zurückge-
stutzt. Ihm zufolge darf die Kirche von 
Arbeitsplatzbewerberinnen und -bewer-
bern nicht mehr pauschal Kirchenzuge-
hörigkeit verlangen. Konkrete Entschei-
dungen kirchlicher Träger sollen künftig 
von unabhängigen staatlichen Gerichten 
geprüft werden können.

Ein derartiger Rechtsschutz ist drin-
gend geboten. Einen Eindruck davon, wie 
intransparent und unschlüssig kirchliche 
Sichtweisen ausfallen, vermitteln Sätze, 
die 2012 der für das Arbeitsrecht zustän-
dige ekd-Referent Detlev Fey zur Bewer-
berauswahl in kirchlich getragenen Kli-
niken zu Papier gebracht hat. Er schrieb, 
die „Ärztin, die mich im Diakonie-Kran-
kenhaus untersucht“, müsse christlich 
sein, weil ihre Arbeit „eindeutig“ zum ver-
kündigungsnahen „Dienst am Nächsten“ 
gehöre. Jedoch könnten „ausnahmsweise 
Nichtchristen für die anästhesiologische 
Abteilung eines Diakoniekrankenhauses 
eingestellt werden, wenn keine geeigneten 
christlichen Bewerberinnen und Bewerber 
zur Verfügung stehen“. 

Reine Willkür

Angesichts solcher Willkür leuchtet 
völlig ein, was der EuGH jetzt vorge-
schrieben hat. In jedem konkreten Fall 
muss es „wesentlich, rechtmäßig und 
gerechtfertigt“ sowie durch unabhängige 
staatliche Richter überprüfbar sein, wenn 
beziehungsweise warum ein kirchlich ge-
tragenes Unternehmen von Bewerbern 
Kirchenzugehörigkeit verlangt. Hiermit 
bringt der EuGH lediglich übliche rechts-
staatliche Standards zum Zuge. Leider ist 
dies unverändert notwendig, obwohl die 
ekd 2016 ihre Loyalitätsrichtlinie über-
arbeitet hat. 

Wie argumentiert der Diakonieprä-
sident Ulrich Lilie, um die Urteile des 

EuGH und des bag abzuweisen? In zz 
5/2019 schreibt er, dass „zunehmend sä-
kular sozialisierte Richterinnen und Rich-
ter (…) über keine theologische, kirch-
liche oder diakonische ‚Feldkompetenz‘ 
verfügen“. Daher seien sie nicht geeignet, 
„arbeitsrechtliche Richtlinien für die Ein-
stellungspraxis der Kirchen“ festzulegen.

Nun haben EuGH und bag den 
staatlichen Gerichten aber gar keine 
„Richtlinien“-Funktion zugewiesen. Um-
gekehrt spricht Lilie staatlichen Richtern 
pauschal ihre sach- und fallbezogene 
Urteilskraft ab. Diese Misstrauenserklä-
rung eines kirchlichen Amtsträgers an 

Kirchliches Recht  
in der Defensive 
Warum die Position der Kirche nicht überzeugt 

hartmut kreß

Mit seiner Kritik am kirchlichen 
Arbeitsrecht hat der Bonner 

Theologieprofessor Hartmut Kreß eine 
kontroverse Diskussion entfacht (siehe 
Ulrich Lilie in zz 5/2019 und Michael 

Germann in zz 6/2019). In dieser 
Ausgabe antwortet der Sozialethiker  

auf die Kritik. 
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den Rechtsstaat ist sehr befremdlich. Sie 
fällt in die alte Abwehr der Kirche gegen 
den demokratischen Rechtsstaat zurück, 
die man am Ende des 20. Jahrhunderts 
für überwunden gehalten hatte. Im Üb-
rigen möchten neuerdings auch andere, 
zum Beispiel muslimische Organisati-
onen nach dem Muster der Kirchen ein 
eigenes Arbeitsrecht etablieren. Soll dann 
auch für sie gelten, dass wesentliche Sach-
verhalte ihres individuellen Arbeitsrechts 
der Kontrolle durch staatliche Gerichte 
entzogen bleiben? 

Insgesamt liegen die Beiträge von Li-
lie und Germann auf der Linie der ekd. 

Die ekd ist nicht bereit, ihr bisheriges 
kirchliches Arbeitsrecht konsequent zu 
reformieren. Dies zeigte sich, als sie 2018 
ihr Mitarbeitervertretungsgesetz (mvg) 

novellierte. So hat sie bestimmte Regeln 
über kirchengerichtliche Verfahren bei ar-
beitsrechtlichen Konflikten in Paragraph 
61 mvg unverändert beibehalten. Wenn 

sich bei Streitigkeiten die Arbeitnehmer-
seite von einem „Beistand“ unterstützen 
lässt, „muss“ dieser laut Paragraph 61 der 
Kirche angehören. Per Kirchengesetz ist 
es der Arbeitnehmerseite also weiterhin 
untersagt, sich von einem Beistand oder 
Anwalt begleiten zu lassen, der der fal-
schen oder keiner Religion angehört. 

Zudem hat die ekd es 2018 versäumt, 
aus ihrem mvg eine diskriminierende 
Norm zu entfernen, die sogar die katho-
lische Kirche nicht kennt. Nach wie vor 
dürfen laut ekd-Gesetz die Landeskir-
chen verbieten, dass nichtchristliche Be-
schäftigte in die Mitarbeitervertretungen 
diakonischer Einrichtungen gewählt wer-
den. Diese Diskriminierung habe ich in zz 
4/2019 erwähnt. Aktuell ist nachzutragen, 
dass zum Beispiel die Mitarbeiterver-
tretung der Diakonie Württemberg die 
dortige Landeskirche dazu zu bewegen 
versucht, nichtchristlichen Mitarbeitern 
endlich das passive Wahlrecht einzuräu-
men. Sogar in Württemberg ist in diako-
nischen Unternehmen ein signifikanter 
Teil der Beschäftigten ohne Kirchenmit-
gliedschaft. 

Pluralismus als Normalität

Hiermit gelangt ein Faktum ins Spiel, 
das von Ulrich Lilie und Michael Ger-
mann konsequent marginalisiert wird. Die 
Entkirchlichung und der weltanschauliche 
Pluralismus der Bevölkerung spiegeln sich 
darin wider, dass auch die Mitarbeiter-
schaft kirchlich getragener Unternehmen 
religiös-weltanschaulich heterogen ge-
worden ist. Wäre man in den vergange-
nen Jahren vor Ort der offiziellen Linie 
gefolgt, prinzipiell oder vorwiegend nur 
Kirchenmitglieder einzustellen, hätten 
viele Einrichtungen schließen oder schwe-
re Qualitätseinbußen hinnehmen müs-
sen. Daher bin ich überrascht, dass der 
Diakoniepräsident meine Aussage aus zz 
4/2019 zurückweist, der zufolge die Dia-
konie „faktisch ein normaler Arbeitgeber 
wie andere“ ist. In unserer Gesellschaft 
ist weltanschaulicher Pluralismus zu einer 
Normalität geworden, die auf die Diako-
nie durchschlägt. 

Von „normal“ ist sodann in funkti-
onaler Hinsicht zu sprechen. Diakonie 
und Caritas führen „normale“ öffentliche 
Aufgaben aus, die genauso von sonstigen 
Trägern, etwa dem Deutschen Roten 
Kreuz, geleistet werden. In einer kirchlich 

Die ekd ist nicht bereit, 
ihr bisheriges kirchliches 
Arbeitsrecht konsequent 

zu reformieren.

Mitarbeiter der Diakonie und der Kirche protestierten im vergangenen Jahr am 
Rande der ekd-Synodaltagung in Würzburg.
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getragenen Klinik müssen Operationen 
durchgeführt werden und muss ärztliche 
Information und Aufklärung erfolgen, 
so wie es den professionellen Standards 
entspricht. Wenn Ulrich Lilie anmahnt, 
dass Patienten „bei Bedarf zum Gottes-
dienst geleitet werden“, ist dies weder die 
Aufgabe des behandelnden Arztes noch 
hat der EuGH dies verhindert oder er-
schwert. 

Etymologisch bedeutet „normal“: „der 
Regel gemäß“. Das Wort „normal“ ist für 
Tatsachenbeschreibungen, aber auch für 

Werturteile von Belang. Normativ ist zu 
unterstreichen, dass sich die Diakonie an 
die Grundrechtsstandards halten sollte, 
die seit dem 19. und 20. Jahrhundert im 
säkularen Staat zum Glück „normal“ ge-
worden sind. 

Der Kirchenrechtler Michael Ger-
mann lehnt dies in zz 6/2019 indessen 
ab. Er meint, kirchlich getragene Ein-
richtungen dürften ihrem Personal „Zu-
mutungen“ auferlegen, die vom Normalen 
abweichen. Hiermit folgt er dem ekd-
Juristen Hans Michael Heinig. Germann 
und Heinig erläutern dies anhand des 
vieldiskutierten Chefarztfalls. Anders 
als der EuGH und anders als sämtliche 
deutsche Arbeitsgerichte halten sie es 
für vertretbar, dass eine Düsseldorfer 
katholische Klinik einem Chefarzt ge-
kündigt hat, nachdem er eine zweite Ehe 
geschlossen hatte. Jedoch hat sich sogar 
die katholische Kirche selbst eines Bes-
seren besonnen. Sie erklärt öffentlich, sie 
würde eine solche Kündigung heute nicht 
mehr aussprechen. Im Kern geht es beim 
Chefarztfall um den Schutz persönlicher 
Grundrechte, etwa des Rechts auf Ehe 
und Familie und der Privatsphäre. Heinig 
und Germann hätten triftige Argumente 
beibringen müssen, warum die Kirche be-
fugt sein soll, Arbeitnehmern, die in ihren 

Einrichtungen „normal“ beschäftigt wer-
den, solche Grundrechte vorzuenthalten. 
In ihren Aussagen wirkt nach, dass die 
Kirchen bis weit in die zweite Hälfte des 
20. Jahrhunderts hinein die Menschen- 
und Grundrechte generell abgelehnt ha-
ben. 

Auf der Begründungsebene sind die 
Beiträge von Ulrich Lilie und von Micha-
el Germann durch ihr Schweigen interes-
sant. Zumeist legitimieren die Kirchen 
die Auflagen beziehungsweise „Zumu-
tungen“ für ihre Beschäftigten mit dem 
Begriff der Dienstgemeinschaft. Diesem 
zufolge stehen alle in der Kirche Tätigen 
im Dienst Christi und im „Sendungsauf-
trag“ der Kirche. Ulrich Lilie hat in zz 
5/2019 das Wort „Dienstgemeinschaft“ 
aber nicht verwendet. Es ist ja auch mehr 
als belastet, da es dem NS-Arbeitsrecht 
der Dreißigerjahre entstammt. In den 
Fünfzigerjahren wurde es verkirchlicht. 
Zurzeit wird es im Sinn von Karl Barths 
Dogmatik der „Königsherrschaft Christi“ 
ausgelegt, die ihrerseits kritisch zu disku-

Die Kirchen haben bis weit ins  
20. Jahrhundert hinein die Men-
schen- und Grundrechte abgelehnt.

Großer Arbeitgeber: Das Krankenhaus „Diakonie Klinikum Jung-Stilling“ an der Wichernstraße in Siegen.
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tieren ist. Empirisch ist belegt, dass Ar-
beitnehmer dem Wort mit Unverständnis 
begegnen. Wie es auf Beschäftigte wirkt, 
ist daran ablesbar, dass Mitarbeitervertre-
ter die kirchliche Dienst„gemeinschaft“ 
als Dienst„herrschaft“ paraphrasieren.

Lilie und Germann bringen nun an-
dere Ideen ins Spiel: das „Priestertum 
aller Gläubigen“ oder die „Gemeinschaft 
der Getauften für das Selbstverständnis 
des kirchlichen Dienstes“. Sicherlich, das 
allgemeine Priestertum aller Gläubigen 
war in der Reformationszeit eine wich-
tige Leitidee gewesen. Auf das heutige 
kirchliche Arbeitsrecht passt das Wort 
allerdings nicht, weil die Kirchen fak-
tisch sehr viele nichtchristliche Personen 
beschäftigen. Es unterstellt eine religi-
öse Homogenität, die nicht vorhanden 
ist. Soziologisch kann vom Allgemeinen 
Priestertum oder einer „Gemeinschaft der 
Getauften“ in kirchlichen Unternehmen 
keine Rede sein. 

Impulse der Reformation

Anderweitig ließen sich Impulse der 
Reformation aber in der Tat aufgreifen. 
Luther hatte die „normale“, nämlich die 
irdische, weltliche Berufsarbeit radikal 
aufgewertet. Vor allem hat er in seiner 
Zwei-Reiche-Lehre betont, dass für das 
irdische, weltliche Zusammenleben statt 
eines geistlichen vielmehr das profane 
„natürliche“, weltliche Recht zu gelten 
hat. Die evangelische Kirche sollte hieran 
auf heutigem Niveau anknüpfen und das 
weltliche Recht, vor allem die Grundrech-
te sowie die Verfahrenswege des Rechts-
staats vollgültig akzeptieren. 

Stattdessen beharrt die Kirche auf 
dem status quo. Das Bundesverfassungs-
gericht soll für sie als Erbringerin welt-
licher Dienstleistungen ein extensiv aus-
g el e g t e s  k i r ch l i ch  ko r p o r a t i ve s 
Selbstbestimmungsrecht zementieren – 
letztlich gegen den EuGH als höchstes 
europäisches Gericht. Dieses Ansinnen 
ist völlig überdehnt. Auch namhafte Ju-
risten halten die kirchlichen Ansprüche 
für rational unausgewogen, ja für „usur-
patorisch“ (Bernhard Schlink). Indem die 
Kirche sich hierfür auf die „christliche 
Dienstgemeinschaft“ oder die „Gemein-
schaft der Getauften“ beruft, schiebt sie 
die heutigen Realitäten der Arbeitswelt 
beiseite und gründet ihren steilen An-
spruch argumentativ auf tönerne Füße. 

Berühmte Worte Jesu an seine Jünger: 
„Ihr wisst, die als Herrscher gelten, 
halten ihre Völker nieder, und ihre 
Mächtigen tun ihnen Gewalt an“, sagt 
er, Markus zufolge. „Aber so ist es 
unter euch nicht; sondern 
wer groß sein will unter 
euch, der soll euer Diener 
sein; und wer unter euch 
der Erste sein will, der soll 
aller Knecht sein.“
Diese rund 2 000 Jahre 
alten Sätze würden – ähn-
lich den Aussagen Jesu zur 
Feindesliebe – bis heute 
nicht so häufig zitiert wer-
den, wenn sie nicht etwas 
Weltfremdes hätten. Denn 
sie verlangen für den Gebrauch von 
Macht unter Christen und wohl auch 
in der Politik fast Unmögliches: Nutze 
die Macht als ein Diener, nehme Dich 
selbst zurück, zeige Anstand.
Das ist so ungefähr das Gegenteil der 
berühmten Sentenz, die unter anderem 
der ziemlich grobe alte Politik-Haude-
gen Bundesinnenminister Horst See-
hofer (csu) schon vor Jahren zustim-
mend zitiert hat: „Wem es leicht zu 
heiß wird, der sollte nicht in die Küche 
gehen.“ Austeilen und einstecken muss 
man können in der Politik, das ist klar, 
und zwar ordentlich.
Der spd-Chefin und Fraktionsvorsit-
zenden Andrea Nahles ist es kürzlich 
zu heiß geworden, obwohl auch sie es 
in langen Jahren bis in die heißeste 
Ecke der Politik geschafft hat. Sie ist 
gescheitert mit ihrer Politik, ja, aber 
weggemobbt wurde sie auch. Und sie 
hat das brutale Spiel lange Zeit mitge-
macht.
Der spd-Politiker Franz Müntefering 
ist über Nahles gestolpert, Sigmar 
Gabriel ebenso. Berüchtigt ist der Satz, 
den sie Martin Schulz über Gabriel 
gesagt haben soll: „Entweder du killst 
ihn, oder er killt dich.“ Dass ausge-
rechnet Sigmar Gabriel, dem jüngst 
Anteil am Sturz von Nahles nachge-

sagt wurde, danach für seine Partei 
„eine Entgiftung“ forderte, entbehrt 
nicht einer zynischen Komik. Aber die 
Frage bleibt: Ist Politik mit Anstand 
und Respekt, ohne Zynismus und im 

Sinne Jesu, überhaupt 
möglich?
Andrea Nahles hat sich 
öffentlich stets zu ihrem 
christlichen Glauben be-
kannt, er kommt sogar 
im Titel ihres zehn Jahre 
alten, autobiographisch 
gefärbten Buches vor: 
Frau, gläubig, links: Was 
mir wichtig ist, heißt es. 
Wie sie diesen An-
spruch an sich selbst im 

Politikalltag verwirklichte, das können 
wohl nur die beurteilen, die ihr sehr 
nahe waren. 
Immerhin spricht für sie, dass das 
größte Alphatier der deutschen Poli-
tik, Kanzlerin Angela Merkel (cdu), 
die selbst ungezählte konkurrierende 
Männer weggedrängt hat, Nahles am 
Ende ein ehrendes Attribut attestierte: 
„einen feinen Charakter“.
Politik war sicherlich immer brutal, 
da es um Macht über Menschen geht 
– und nur Zyniker und Despoten mit 
ihr spielen. Doch es könnte sein, dass 
die Brutalität sogar noch zugenommen 
hat: durch die Verrohung in den Sozi-
alen Medien, durch die Möglichkeit 
ständiger Reproduktion längst vergan-
gener Festlegungen und Fehleinschät-
zungen des politischen Personals. Und 
vielleicht auch dadurch, dass in allen 
Volksparteien die Grundlage eines 
gemeinsamen Wertekanons sowie bio-
graphisch wie ideologisch gegründeter 
Solidarität bröckelt.
Wenn nichts mehr bleibt als der Kampf 
um die Macht, ist der Verlust von 
Anstand und Respekt fast zwangsläu-
fig. Um so wichtiger sind Anforderun-
gen an die Politik, wie sie nicht zuletzt 
Jesus gestellt hat. Denn ohne sie zer-
stört sich die Demokratie selbst. 

Die Macht als Diener
Die Brutalität in der Politik hat offensichtlich zugenommen

philipp gessler
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